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1. FreIhaNdelsverTräge 
 oder dIe FreIheIT des haNdels

TTIP�, TiSa�, CeTa3, ePa4 und wei-
tere 3000 Freihandelsverträge be-
stimmen heute schon die globalen 
Handels- und Investitionsstruk-
turen. Noch immer sind die inter-
nationalen konzerne, die durch 
diese Verträge große Vorteile er-
langt haben, nicht zufrieden.  der 
Nobelpreisträger und ehemalige 
Chef der Weltbank Joseph Stiglitz  
warnt vor den Freihandelsverträ-
gen, denn:
„Konzerne versuchen durch die 
Hintertür – durch geheim verhan-
delte Handelsabkommen – zu be-
kommen, was sie im offenen poli-
tischen Prozess nicht erreichen.”

� Transatlantic Trade and Investment Partnership. Vertrag 
zwischen den USa und der eU.
� Trade in Services agreement. dienstleistungsabkom-
men, das aktuell von mehr als 50 Ländern verhandelt 
wird.
3 Comprehensiv economic Trade agreement. Vertrag 
zwischen der eU und kanada.
4 economic Partnership agreement. ein von der eU 
gefördertes abkommen über Freihandelszonen zwischen 
der eU und den 78 akP-Staaten (in der Mehrzahl ehe-
malige europäische kolonien in afrika, der karibik und 
im Südpazifik).

die rasante entwicklung der Frei-
handelsverträge ist dem Schei-
tern der WTO5-Verhandlungen 
geschuldet. Nach dem Zerfall des 
Ostblocks �990 wurde die WTO 
mit einer enormen Machtfülle 
ausgestattet, die in den abkom-
men GaTT6 und GaTS zum aus-
druck kommt. GaTS7 verlangt eine 
„fortschreitende Liberalisierung“ 
sämtlicher dienstleistungen durch 
„aufeinanderfolgende Verhand-
lungsrunden, die regelmäßig statt-
finden, um schrittweise einen hö-
heren Stand der Liberalisierung zu 
erreichen“.

die negativen konsequenzen die-
ser Regelungen haben viele Länder 
5 WTO: Word Trade Organisation mit �60 Mitglieds-
staaten. die letzte Verhandlungsrunde (doha-Runde) 
startete �00� und sollte ursprünglich �005 beendet sein. 
Bis heute konnte noch kein weitreichender neuer Vertrag 
abgeschlossen werden.
6 GaTT: General agreement on Tariffs and Trade; glo-
baler Zoll- und Handelsvertrag der WTO
7 GaTS: General agreement on Trade in Services; glo-
baler Vertrag der WTO über dienstleistungen
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erst spät realisiert. Sie verweigern 
sich seit �00� zu Recht dem ab-
schluss weiterer Verträge und Ver-
tragsänderungen. Zum Beispiel bei 
der zentralen Frage der Vorsorge 
gegen Hungerkatastrophen: dür-
fen entwicklungs- und Schwellen-
länder für die ärmsten Menschen 
Lebensmittel verbilligt verteilen?

Insbesondere die USa befürch-
teten eine Marktverzerrung im 
globalen Lebensmittelbereich, da 
die Subventionen global bis zu �8 
Milliarden dollar jährlich betragen 
könnten. andererseits subventi-
oniert die eU ihre Landwirtschaft 
jährlich mit über 50 Milliarden 
dollar. Liberalisierung verhilft also 
offenbar nur dem Recht des Stär-
keren zur Geltung. Nur große kon-
zerne und die Industrienationen 
profitieren davon.

aber nicht nur die entwicklungs-
länder sind in Gefahr, ihr Recht 
auf „freibestimmtes Handeln“ 
zu verlieren. das neue dienstleis-
tungsabkommen TiSa8 strebt die 
Privatisierung der öffentlichen 
dienstleistungen, von Bildung, Ge-
sundheit, energieversorgung, Müll-
entsorgung und vielem mehr an. 
Über 50 Staaten verhandeln streng 
geheim in der australischen Bot-
schaft in Genf seit �0��.

8 TiSa: Trade in Services agreement; geplantes dienst-
leistungshandelsabkommen

die öffentliche Versorgung ist ein 
Milliardengeschäft, auf europa 
hochgerechnet ein Billionen-Markt 
mit garantierter Nachfrage und ga-
rantiertem Profit. Zu viele Politiker-
Innen auf Landes-, Bundes- und 
europaebene machen sich zum 
Lakaien der Unternehmen. Wel-
che Gründe sie auch immer haben 
mögen: Unkenntnis der wirtschaft-
lichen Mechanismen und ein naives 
Glaubensbekenntnis zur angeblich 
großartigen und positiven Wirkung 
der ungezügelten Marktkräfte  ge-
hören wohl maßgeblich dazu.

Für unseren Rechtsstaat stellt TiSa 
die größte Gefahr dar. denn TiSa 
bedroht das verfassungsrechtlich 
garantierte Selbstbestimmungs-
recht der kommunen, ein tragender 
Pfeiler unserer demokratischen 
Grundordnung. Zeitlich begrenzte 
Privatisierung, wie es heute durch-
aus üblich ist, soll es künftig nicht 
mehr geben. Wird eine öffentliche 
dienstleistung einmal privatisiert, 
dürfte sie nicht mehr rekommuna-
lisiert, das heißt in den Zuständig-
keitsbereich der öffentlichen Hand 
zurückgeführt werden.

die Menschenrechte als Grundla-
ge unseres Wertekanons, können 
nur bestehen, wenn wir sie mit 
sozialen Rechten und einer nach-
haltigen ökologischen Verhaltens-
weise flankieren.
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2. TTIP uNd Co? 
 NeIN daNke! 
die Transatlantic Trade and Invest-
ment Partnership (TTIP) ist keine 
neue Idee. auf Initiative von �9 
OeCd-Staaten kamen Mitte der 
90er Jahre schon einmal Vertre-
terInnen von beiden Seiten des 
atlantiks zusammen, um unter 
ausschluss der Öffentlichkeit das 

sogenannte Multilateral Agree-
ment on Investment (MaI) zu ver-
handeln.

�997 wurden die Verhandlungen 
durch eine Indiskretion bekannt, 
schnell bildete sich europaweit eine 
breite allianz von kritikerInnen, 

doch die Freihandelsverträge erklä-
ren Investitionen und Profit zu den 
obersten gesellschaftlichen Wer-
ten, die es unbedingt zu schützen 
gelte. Ihnen sollen Menschen-

rechte, soziale- und ökologische 
Werte in Zukunft untergeordnet 
werden. dagegen müssen wir uns 
mit Nachdruck wehren.
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Gewerkschaften und Nichtregie-
rungsorganisationen. �998 waren 
die Verhandlungen am ende und 
MaI gescheitert. die wichtigsten 
Gründe: Soziale und ökologische 
Standards und völlig überzogene 
Regelungen zum Investitions-
schutz, die die Souveränitätsrechte 
der Staaten untergraben hätten.

Was mit den MaI-Verhandlungen 
�998 gescheitert ist, soll jetzt durch 
TTIP erreicht werden, das weit 
über die damaligen MaI-Pläne hi-
nausgeht. das große Versprechen 
von TTIP, das eU-kommission und 
Bundesregierung bewerben, sind 
Wirtschaftswachstum und arbeits-
plätze. Mehr als eine fromme Hoff-
nung ist das allerdings nicht. ein 
weiteres Versprechen sind bessere 
rechtliche Regelungen, die mehr 
Handel ermöglichen. Nur: schon 
heute treibt europa mit keinem 
Land der Welt mehr Handel als mit 
den USa (vgl. kap. �).

TTIP ist ein gefährlicher Weg, auch 
weil die Verhandlungen völlig in-
transparent sind. allerdings nur für 
die europäische und die US-ameri-
kanische Öffentlichkeit – nicht für 
die konzerne (vgl. kap. 3). die an-
kündigung der Juncker-kommissi-
on, etwas mehr Transparenz wal-
ten zu lassen, muss sich erst noch 
in der Realität beweisen.

es besteht die große Gefahr, dass 
soziale und ökologische Standards, 

für die wir immer gekämpft haben, 
mit einem Handstreich zunichte 
gemacht werden (vgl. kap. 4).

außerdem könnte unser Rechtssy-
stem durch die Schaffung von par-
allelen Rechtsstrukturen (Schieds-
gerichte) durchlöchert werden (vgl. 
kap. 5 und 6); ganz zu schweigen 
von den Gefahren für entwick-
lungsländer und für unsere kom-
munen (vgl. kap. 7 und 8).

TTIP stellt auch eine große Gefahr 
für die europäische Idee dar. die 
Zielrichtung und die Methode der 
Verhandlungen schwächen in un-
verantwortlicher Weise die Identi-
fikation der Menschen mit der eU. 
damit droht die eU, deren Reputa-
tion ohnehin in den letzten Jahren 
beschädigt wurde, weiter abzurut-
schen (vgl. kap. 9).

Wir sagen NEIN zu TTIP, aber 
gleichzeitig JA zu einer starken 
transatlantischen Partnerschaft.

Wir brauchen die USa und umge-
kehrt. In vielen Fällen gelten in den 
USa sogar höhere Standards als bei 
uns, zum Beispiel was die Trans-
parenz auf dem Rohstoffmarkt 
oder Teile der Bankenregulierung 
angeht. darum müssen wir gute 
Standards der USa übernehmen. 
ein allumfassendes Freihandelsab-
kommen brauchen wir dazu nicht. 
deshalb gilt für uns:

TTIP? Nein danke!
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das große Versprechen lässt sich 
knapp zusammenfassen: es geht 
um Wirtschaftswachstum und um 
arbeitsplätze! die Prognosen sind 
allerdings mehr als waghalsig. 

Sowohl die eU-kommission als 
auch das deutsche Bundeswirt-
schaftsministerium haben Studien 
über das zu erwartende zusätzliche 
Wirtschaftswachstum und die neu-
en Jobs erstellen lassen. die Stu-
die des Wirtschaftsministeriums, 
erarbeitet vom IFO-Institut, sagt 
exakt voraus wie viele Jobs durch 
TTIP entstehen könnten: Im weit-
reichendsten Szenario könnten 
�09.300 neue arbeitsplätze in 
deutschland geschaffen werden.
In einer Studie der Bertelsmann-
Stiftung ist von �60.000 neuen 

Jobs die Rede. Bei mehr als 40 Mil-
lionen erwerbstätigen in deutsch-
land ein Mini-effekt von nicht mal 
0,03 Prozent jährlich. das Wetter 
hat mehr einfluss auf die arbeits-
marktentwicklung. 

Bundesregierung und eU-kommis-
sion suggerierten bis vor kurzem 
noch ein wahres Jobwunder, so wie 
es ein geheimes PR-Strategiepapier 
der eU-kommission vorgeschlagen 
hat. doch selbst der autor beider 
Studien, Prof. Gabriel Felbermayr 
geht davon aus, dass die arbeits-
markteffekte marginal sind.

es ist Zeit, die Luft aus diesen 
Luftschlössern zu lassen. Wie viel 
kaffeesatzleserei bei solchen Pro-
gnosen im Spiel ist, zeigt auch eine 

3. das märCheN 
 vom JobwuNder
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Studie von �003: die Universität 
Minnesota vergleicht darin die 
Prognosen vor und die Tatsachen 
nach dem abschluss des nordame-
rikanischen Freihandelsabkommen 
(NaFTa) von �994. das ergebnis: 
die Prognosen versprachen mehr 
arbeitsplätze, tatsächlich wurden 
viele Stellen abgebaut. 

die Zölle im Handel zwischen der 
eU und den USa liegen mit durch-
schnittlich vier Prozent schon heu-
te auf einem historisch niedrigen 
Stand.

die eigentliche Motivation der Ver-
handlung ist anderswo zu suchen: 
Geplant ist eine umfassende an-
gleichung von ökologischen, so-
zialen und technischen Standards, 
um ökonomische effekte zu erzie-
len.

außerdem möchte die Industrie 
viel aktiver und informeller über 
einen „Regulatorische kommissi-
on“ die zukünftige entwicklung 
der Normen und Regeln als gleich-
berechtigter Partner der Gesetzge-
bung mitgestalten. 

Bei genauer Betrachtung fallen die 
Versprechen in sich zusammen. 
die vielen Jobs, von denen eU-
kommission und Bundesregierung 
schwärmen, sind durch die Studi-
en, auf die sie sich selbst berufen, 
widerlegt. eine Studie der Tufts 
University (Boston, USa) aus dem 
Oktober �0�4 prognostiziert für 
die eU und für deutschland so-
gar erhebliche Wohlstandsverluste 
durch TTIP.

4. dIe verhaNdluNgeN: 
    lobbyIsmus vor TraNsPareNz

500 Millionen Menschen wären 
in europa von den auswirkungen 
von TTIP betroffen. In unzähligen 
Nichtregierungsorganisationen 
(NROs) und in Verbraucherverbän-
den wüssten die Menschen gerne, 
was da eigentlich verhandelt wird 
– Zugang zu Informationen be-
kommen sie kaum.

In einem Brief des europäischen Ver-
handlungsführers Ignacius Bercero 
im Juli �0�3 an seinen US-kollegen 
daniel Mullaney, betont er, dass 
die ausgetauschten Informationen 
selbstverständlich geheim blei-
ben müssten. die Zivilgesellschaft 
bleibt ausgeschlossen. der Grund: 
die Interessen der eU-Mitglieds-
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staaten müssten gewahrt und ein 
Vertrauensverhältnis geschaffen 
werden, so Bercero.

die Juncker-kommission deutet 
hier, zumindest für eU-Papiere, 
eine andere Linie an und verspricht 
mehr Transparenz und Beteiligung 
des eU-Parlaments. Ob und wie 
weit dies trägt, muss sich aber 
noch zeigen.

Ganz anders läuft das bei Verhand-
lungen der Welthandelsorganisati-
on (WTO): Hier werden die Positi-
onen aller Mitglieder, auch die der 
eU, veröffentlicht.

die Geheimniskrämerei bei den 
TTIP-Verhandlungen hat ein Ziel: 
die Gefahren eines solchen ab-
kommens sollen vor der Öffent-
lichkeit verheimlicht werden. 

Bei den Mitgliedern des europä-
ischen Parlaments und des deut-
schen Bundestages ist die Lage 

eine andere. In den datenbanken 
sammeln sich unzählige geheime, 
häufig schlecht eingescannte, 
hoch technische Texte. Viele tau-
send Seiten, die wir abgeordnete 
und unsere Büros nicht bewältigen 
können. Wir sind angewiesen auf 
die Bewertungen der kommission 
und der Ministerien.

Wer vor den Verhandlungen an-
gehört wird, entscheidet die kom-
mission. Seit Januar �0�� hat sie in 
so genannten „Stakeholder-Mee-
tings“ hunderte von konzern-Lob-
byisten getroffen. darunter Multis 
wie exxon-Mobile, BaSF, daimler, 
deloitte, JP Morgen und viele an-
dere. dazwischen finden sich auch 
immer wieder einige wenige Nicht-
regierungsorganisationen und Ver-
braucherverbände – der Wille, alle 
Seiten gleichermaßen einzubezie-
hen, sieht anders aus. an echter 
Transparenz sind die Beteiligten 
nicht interessiert.

5. es gehT um sTaNdards
das eigentliche Ziel der Verhand-
lungen ist, Standards zu harmo-
nisieren (anzugleichen) oder die 
Rechtslage des jeweiligen Handels-
partners anzuerkennen und sie im 
jeweils anderen Land zuzulassen.

Seien es Standards der Industrie-
produktion, Sozialstandards, recht-

liche Bestimmungen für Medizinpro-
dukte, für Lebensmittelsicherheit, 
im landwirtschaftlichen Bereich 
oder für Finanzprodukte.
dabei sind die Standards in den 
USa in einigen Fällen höher als bei 
uns in europa, in vielen Fällen aber 
auch deutlich niedriger.



[�0 • TTIP? NeIN daNke!]

an sich ist es sinnvoll, wenn in ge-
meinsamen Handelsräumen alle Teil-
nehmerInnen die gleichen Bedin-
gungen erfüllen müssen. es kommt 
aber auf das Niveau der Standards 
an.

BIP-fixiertes Wirtschaftswachstum 
durch niedrigere Standards kostet 
die Mehrheit der Menschen und 
die Umwelt viel, es profitieren nur 
wenige, meist Wohlhabende und 
konzerne.

verbrauChersChuTz: 
welChe regelN solleN gelTeN?

In der eU gilt das so genannte 
Vorsorgeprinzip. Firmen müssen 
prinzipiell nachweisen, dass ihre 
Produkte oder neue Materialen 
unschädlich sind, bevor sie auf den 
Markt kommen.

In den USa ist das genau umge-
kehrt. Zum Beispiel dürfen „Gen“-
Pflanzen dort so lange angebaut 
und verkauft werden, bis die Schäd-
lichkeit nachgewiesen ist. könnten 
wir in europa ein solches Verfah-
ren wirklich akzeptieren? können 
Standards vor diesem Hintergrund 
wirklich harmonisiert werden? 
Würden die USa ihr Rechtssystem 
diesbezüglich unserem angleichen? 
Und wer soll eigentlich künftig ge-
meinsame Standards setzen? das 
eU-Parlament und der US-kon-
gress gemeinsam?

Strittig sind kennzeichnungspflich-
ten, denn aus US-Sicht ist bei-
spielsweise bereits der aufdruck 
„gentechnikfrei“ auf Müsliriegeln 
wettbewerbsverzerrend. In euro-
pa wird dies hingegen als Beitrag 
zu Transparenz und Verbraucher-
schutz verstanden.

ein anderes Beispiel: eine große 
mexikanische Hochseefischerei ver-
klagte eine kleine US-Fischerei, 
die auf ihren Thunfischdosen da-
mit warb, dass ihr Thunfisch nach 
ökologischen Grundsätzen gefan-
gen wird. das US-Gericht gab dem 
kläger Recht. die korrekte Infor-
mation für die konsumenten darf 
zukünftig nicht mehr aufgedruckt 
werden. das könnte auch in euro-
pa passieren. 

Gerade wir Grüne haben in den 
vergangenen Jahrzehnten immer 
für hohe Standards gekämpft. der 
Schutz von VerbraucherInnen, gu-
tes essen, giftfreie kleidung und 
hohe soziale Standards, all das ist 
Teil unserer eigenen Geschichte – 
und steht nun durch TTIP auf dem 
Spiel. 
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die anforderungen, die wir an un-
ser essen haben, sind kulturell sehr 
unterschiedlich geprägt. Was für 
die US-amerikaner in Ordnung ist, 
ist manchmal für uns undenkbar. 

Wir wollen keine genmanipulierten 
Getreidesorten. amflora hat auf 
unseren Äckern nichts zu suchen. 
Wir wollen keine Chlorhühnchen 

und auch nicht, dass Milchvieh mit 
leistungssteigernden Hormonen 
behandelt oder das Fleisch ge-
klonter Tiere in europa verkauft 
wird.

all das ist in den USa erlaubt. Wol-
len wir derlei Standards anerken-
nen? Würden die USa auf all das 
verzichten? 

laNdwIrTiNNeN, PassT auF!

die Rolle des deutschen Bauern-
verbandes ist mehr als zwielichtig. 
Zunächst hielt er sich zurück, dann 
sprach er sich lediglich indirekt für 
TTIP aus, und jetzt ganz massiv da-
für.

Seine Begründung ist einfach: die 
USa schützen ihren Markt vor eu-
ropäischen Milchprodukten mit �3 

Prozent Importzöllen. europäische 
Milchprodukte könnten also tat-
sächlich in den USa �3 Prozent 
billiger sein.

Zur ganzen Wahrheit gehört aber, 
dass sich die eU vor US-amerika-
nischen Milchprodukten ebenfalls 
schützt und zwar mit 53 Prozent. 
dies ist auch dringend notwen-

geN-maIs uNd ChlorhühNCheN 
auF uNsereN TellerN?!
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In den USa und den eU-Staaten 
sind die Regeln auf dem arbeits-
markt sehr verschieden: Sechs der 
acht kernarbeitsnormen der In-
ternationalen arbeitsorganisation 
(IaO) wurden von den USa nicht 
ratifiziert, darunter die konvention 
zur Vereinigungsfreiheit.

NIChT ohNe meINe gewerksChaFT! 
guTe arbeIT uNd hohe sozIalsTaNdards

dig, ansonsten hätten die ameri-
kanischen Milchprodukte längst 
den europäischen Markt über-
schwemmt. Mit der abschaffung 

ChemIe IN der kleIduNg? 
umwelTsTaNdards IN geFahr

Handelshemmnisse abzubauen be-
deutet mit TTIP auch Umweltstan-
dards abzubauen.

ein Beispiel: die europäische Öko-
designrichtlinie. Sie gibt vor, dass 
nur elektrogeräte mit bestimmten 
effizienzkriterien für den Markt 
zugelassen werden. Viele US-Pro-
dukte entsprechen diesem Stan-
dard nicht.

Oder die eU-Chemikalien-Richtli-
nie (ReaCH): Sie gilt als eines der 
strengsten Chemikaliengesetze der 
Welt und verhindert Giftstoffe in 
den Gegenständen des täglichen 
Lebens. Wollen wir das aufgeben?

an diesem Beispiel wird deutlich, 
dass auch die europäische Che-
mieindustrie ein starkes Interesse 
an TTIP hat. Nur mit TTIP können 
sie eine aufweichung von ReaCH 
erreichen. 

Beim abbau von Gasvorkommen 
durch Fracking sieht es ähnlich 
aus. In den USa ist es erlaubt, bei 
uns fast überall noch verboten. 
Wir sollten dabei bleiben und dem 
Harmonisierungsdruck eines tran-
satlantischen Freihandelsabkom-
men nicht nachgeben. In vorausei-
lendem Gehorsam arbeiten Merkel 
und Co. allerdings an einer Locke-
rung des Verbots.

dieser Zölle, hätten die europä-
ischen Milchbauern ein erhebliches 
Problem.

auch in der Praxis haben Gewerk-
schaften in europa deutlich mehr 
einfluss. arbeitnehmerInnen-Ver-
tretungen gibt es in den USa re-
lativ selten.

auf Vereinigungsfreiheit und Ge-
werkschaftsrechte dürfen wir auf 
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samen Standard erhoben werden.
außerdem muss klar sein: Wir müs-
sen die sozialen Standards in euro-
pa auch künftig weiter entwickeln. 
diese Weiterentwicklung könnte 
durch TTIP erheblich erschwert, 
wenn nicht gar verhindert werden.

eine neue arbeitswelt braucht 
neue Regeln. Wollen wir uns da-
bei durch ein abkommen wie TTIP 
einschränken lassen?

keinen Fall verzichten. auch dies-
bezüglich wäre TTIP nur dann 
akzeptabel, wenn sich beide Par-
teien auf die höchsten Standards 
einigten.

Im Verhandlungsmandat der eU-
kommission werden zwar die ILO-
kernarbeitsnormen genannt, aber 
angesichts der derzeitigen Ver-
handlungen und der Situation in 
den USa ist es unrealistisch anzu-
nehmen, dass diese zum gemein-

kulTur uNd medIeN

die Vielfalt der kulturen und Spra-
chen ist europas Reichtum. diese 
Vielfalt müssen wir schützen und 
auch weiter fördern.

aber die europäische Filmförde-
rung zum Beispiel könnte durch 
TTIP als marktverzerrend erklärt 
und in Frage gestellt werden. auch 

die so genannte Buchpreisbindung 
könnte in Gefahr geraten.

durch diese Preisbindung wird ein 
fixer Preis vorgegeben, Preiswett-
bewerb nach unten verhindert und 
so eine Vielzahl von Buchhand-
lungen mit einer großen Zahl von 
Titeln, auch neben Bestsellern, ge-
fördert.
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einer der wichtigsten Streitpunkte 
sind die sogenannten Investor-
Staat-klagerechte (ISdS), die es 
Unternehmen erlauben sollen, 
Staaten zu verklagen. diese hätten 
verheerende Folgen!

es ist ja nicht so, als hätten wir kei-
ne erfahrung mit Großkonzernen, 
die gegen Staaten klagen: �0�� 
verklagte Vattenfall die Bundesre-
publik deutschland auf Schadener-
satz beim Internationalen Zentrum 
zur Beilegung von Investitionsstrei-
tigkeiten (ICSId) in Washington 
auf 3,5 Milliarden euro entschädi-
gung. der Grund: die atomkraft-
werke Brunsbüttel und krümmel, 
die längst abgeschrieben sind und 
somit enorme Gewinne abgewor-
fen haben, mussten wegen des 

atomausstiegs früher als ursprüng-
lich geplant abgeschaltet werden. 
Und das Beispiel ist kein einzelfall.

�0�� wurden insgesamt 54 klagen 
von Unternehmen gegen Staaten 
geführt, nie zuvor waren es mehr. 
Philip Morris verklagt australien 
und Uruguay wegen Warnhin-
weisen auf Zigarettenpackungen, 
der Ölkonzern Occidental ver-
klagt ecuador auf �,77 Milliarden 
euro wegen der Beendigung eines 
Vertrags zur erdölförderung und 
gewinnt. die Liste ließe sich fort-
setzen.

Viele dieser klagen werden in ge-
heimen Schiedsverfahren durch-
geführt, völlig intransparent, ohne 
Öffentlichkeit (wie es in demo-

allerdings: Was in anderen Be-
reichen noch umstritten ist, ist im 
kulturbereich schon gelungen. Im 
Mai �0�3 hat das europaparla-
ment beschlossen: der kulturbe-
reich muss aus den Verhandlungen 
heraus genommen werden. Und 
mittlerweile hat auch die Bundes-
regierung nachgezogen: aus in-

6. sTaaTeN Im vIsIer: 
 großkoNzerNe wolleN
 klagereChT

ternen Papieren geht hervor, dass 
die kultur von den Verhandlungen 
ausgenommen werden soll. das ist 
ein guter Schritt!

Nur: Warum soll in allen anderen 
Bereichen gut sein, was für die eu-
ropäische kulturförderung das aus 
bedeuten würde? 
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kratischen Staaten Pflicht ist) und 
ohne Möglichkeit zur Überprü-
fung in einer weiteren Instanz. Oft 
wechseln die VertreterInnen der 
konzerne (meist hoch bezahlte 
anwälte internationaler kanzleien) 
und die SchlichterInnen (also Rich-
terInnen) von Verfahren zu Verfah-
ren die Rollen und Seiten. Wer hier 
welche Interessen vertritt ist nicht 
nachvollziehbar.

Zumindest hat auch die Bundes-
regierung mittlerweile erkannt, 
dass ein weiteres internationales 
Schiedsgericht zur Überwachung 
der angestrebten TTIP-Regelungen 
ein tiefer Schnitt ins eigene Fleisch 
wäre. Zumal die Rechtssysteme in 
europa und den USa gut funktio-
nieren, ein solches Schiedsgericht 
also völlig überflüssig wäre.

auf starken druck der Zivilgesell-
schaft und der Grünen im Bundes-
tag und im europäischem Parla-
ment hat die eU-kommission die 

Verhandlungen über das Investi-
tionsschutzkapitel zunächst aus-
gesetzt. damit sind allerdings das 
Schiedsgericht und die möglichen 
klagen gegen europäische Um-
welt- und Sozialstandards noch 
lange nicht vom Tisch. 

die VerhandlerInnen reagieren auf 
die europäische kritik. aber das 
sollte uns nicht beruhigen. Sie wer-
den sicher zukünftig Öffentlichkeit 
bei den Verhandlungen zulassen 
und vermutlich auch eine zweite 
Instanz ermöglichen. das Grund-
problem bleibt aber das gleiche. es 
handelt sich um ein paralleles und 
privates Rechtssystem. dieses wi-
derspricht unserer demokratischen 
Grundordnung, die für die Recht-
sprechung eben ein demokratisch 
legitimiertes Rechtssystem vor-
schreibt. das verfassungsrechtlich 
geschützte Rechtsmonopol der öf-
fentlichen Gerichte muss gewahrt 
bleiben.
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es ist ein Lieblingsmärchen der 
ISdS-BefürworterInnen: Um aus-
ländische Investoren ins Land zu 
holen, müsse man ihnen besonde-
re Privilegien geben.

das Gegenteil belegt der Wirt-
schaftsnobelpreisträger, Joseph 
Stiglitz. In Südafrika beispielsweise 
„stellte man bei einer Überprüfung 
fest, dass man keine signifikanten 
Investitionen aus Ländern bekam, 
mit denen ein Abkommen [über 
ISDS] bestand, sehr wohl jedoch 
aus Ländern, mit denen man gar 
kein derartiges abkommen unter-
zeichnet hatte.“ Ähnliche erfah-
rungen hat Brasilien gemacht.

Hunderte dreister konzernklagen 
gegen staatliche Maßnahmen ha-
ben dazu geführt, dass immer 
mehr Länder aus dem ISdS-Sy-
stem aussteigen, das solche klagen 
vor privaten Schiedstribunalen er-
möglicht. australien schloss in sei-
nem abkommen mit den USa die 

konzernklage-klauseln vorsorglich 
aus. Brasilien, Südafrika, ecuador, 
Venezuela und Indien weigern 
sich, ISdS-Verträge abzuschließen, 
kündigen bestehende Verträge 
oder wollen diese mit anderen Be-
dingungen verhandeln. 

außerdem steht inzwischen fest: 
der gegenwärtige Stand des Uni-
onsrechts verbietet Schiedsge-
richte in der vorgesehenen Form. 
Beispielsweise beschränkt der eu-
ropäische Gerichtshof (euGH) die 
Zulässigkeit von Gerichten, die au-
ßerhalb der europäischen Gerichts-
hierarchie stehen, sehr streng. Sol-
che Gerichte dürfen nur eingesetzt 
werden, wenn sie verpflichtet sind, 
strittige Fragen dem euGH vorzu-
legen. Sie sollen ihm also unterge-
ordnet bleiben. Für Schiedsgerichte 
eröffnet das Unionsrecht diese 
Vorlagemöglichkeit bislang nicht. 
Ihre einführung setzt eine Ände-
rung der eU-Verträge voraus. 

sChIedsverFahreN loCkT keINe INvesToreN aN
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die eU BeamtInnen und die US-
VerhandlerInnen planen zudem 
einen „Rat zur regulatorischen ko-
operation“, der den Industrievertre-
terInnen einen  exklusiven Zugang 
zu Gesetzes- und Regulierungsvor-
haben einräumt, noch ehe sie im 
Parlament diskutiert werden.

Nun könnte man sagen, dass die 
Industrielobby ohnehin schon er-
heblichen anteil bei der Gestaltung 
von gesetzlichen Bestimmungen 
hat.

aber: eine offizielle einbindung der 
Industrie bei der Gestaltung von 
Gesetzesvorhaben würde bisherige 
Lobbyarbeit formell aufwerten und 
die Machtposition der Industrie 
würde erhöht und juristisch abge-
sichert. dies käme einer Schwä-
chung der gesellschaftlichen ent-
scheidungsfindung gleich.

Gesellschaftliche entwicklungen 
würden mehr und mehr von der 
Industrie beeinflussbar. Letztlich 
würde es ein weiteres „demokra-
tie-Outsourcing“ bedeuten.

7. der regulaTorIsChe raT

8. globale auswIrkuNgeN: 
 NaChTeIle Für eNTwICkluNgs- 
 uNd sChwelleNläNder

am 7. dezember �0�3 kamen auf 
Bali �59 Länder im Rahmen der 
WTO zusammen, um über weitere 
Schritte in der Liberalisierung des 
Welthandels zu beraten. der Pro-
zess war geprägt von auseinander-
setzungen zwischen entwicklungs-, 
Schwellen- und Industrieländern. 
Vor allem Indien kämpfte als koor-
dinator einer Gruppe von über 40 
entwicklungsländern dafür, auch 
weiterhin Lebensmittelpreise für die 

hungernde Bevölkerung subventi-
onieren zu dürfen. am ende stand 
das erste Teilabkommen nach vie-
len Jahren des Stillstandes. Nun hat 
Indien, nachdem die USa in vielen 
Punkten nachgegeben haben, das 
abkommen unterzeichnet.

allein diese Geschichte zeigt, wie 
konfliktbeladen und kompliziert 
TTIP gerade für entwicklungs- und 
Schwellenländer werden kann. 
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die von europa und den USa ge-
plante Freihandelszone verhindert 
ein faires Welthandelssystem. Nur 
wenn alle Länder gleiche Mitge-
staltungsrechte erhalten, kann ein 
gerechtes System entstehen.

das transatlantische Freihandels-
abkommen ist Teil einer Strategie 
großer Wirtschaftsmächte, den 
globalen Handel künftig unter sich 
zu regeln.

Neben TTIP verhandelt die eU seit 
dem �8. Oktober �0�3 über ein 
Investitionsschutzabkommen mit 
China. China wiederum verhan-
delt über ein ähnliches abkommen 
mit den USa. So bildet sich ein 
globales Regelwerk zu Freihandel 
und Investitionsschutz, bei dem 
die entwicklungs- und die mei-
sten Schwellenländer nicht mit-
reden können. Im kreis der öko-
nomischen Giganten werden so 
globale Standards gesetzt, die als 

Blaupause für abkommen mit ent-
wicklungs- und Schwellenländern 
dienen oder sich von ganz allein als 
vorherrschender, globaler Standard 
durchsetzen und dem sich letztlich 
alle beugen müssen. Heute werden 
nur �0 Prozent der weltweiten In-
vestitionen durch ISdS erfasst, mit 
diesen abkommen wären es bis zu 
85 Prozent.

TTIP und die anderen abkommen 
errichten ein paralleles Welthan-
delssystem, während die WTO, bei 
der alle Länder formell das gleiche 
Mitspracherecht haben, enorm ge-
schwächt wird.

Im Rahmen der WTO werden viele 
schwierige, oft auch aus unserer 
Sicht falsche entscheidungen ge-
troffen. das werden wir weiter 
kritisieren. aber immerhin sind die 
WTO-Verhandlungen ein transpa-
renter und multilateraler Rahmen, 
in dem Interessenkonflikte ausge-
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tragen werden können und alle 
an einem Tisch sitzen. TTIP ist das 
Gegenteil. 

Inzwischen gibt es Untersu-
chungen, die eindeutig bestätigen, 
dass TTIP negative auswirkungen 
auf die Volkswirtschaft von dritt-
ländern haben wird. auch die 
Bundesregierung bestätigt das auf 
unsere anfrage. Für afrika errech-
neten WissenschaftlerInnen einen 
einbruch um vier Prozent der Wirt-
schaftsleistung.

die Türkei erwägt sogar eine aus-
setzung der Zollunion mit europa, 
denn es gibt inzwischen Berech-
nungen, die über 90.000 arbeits-
plätze gefährdet sehen und passend 

dazu einen volkswirtschaftlichen 
Verlust in Milliardenhöhe für die 
Türkei bestätigen.

Letztlich wird die gesamte südliche 
Halbkugel mit ausnahme Brasiliens 
negativ durch TTIP betroffen sein.

Plausible Überlegungen bestätigen 
ebenfalls den wissenschaftlichen 
Befund. der Handel zwischen den 
USa und europa soll intensiviert 
werden.  da die Nachfrage in eur-
opa und den USa aber kaum noch 
wächst, bedeutet dies, dass dieses 
Mehr an Handel durch eine Re-
duktion an anderer Stelle erfolgen 
muss. die Leidtragenden sind die 
ärmsten Länder.

9. geFahreN Für 
 dIe kommuNeN

Immer wieder haben wir dafür ge-
kämpft, dass die öffentliche da-
seinsvorsorge in öffentlicher Hand 
bleiben sollte. Zuletzt der kampf 
gegen die Wasserprivatisierung. 
der damalige kommissar Barnier 
wollte einheitliche Regeln zur Ver-
gabe von konzessionen für dienst-
leistungen schaffen, was letztlich 
den Weg zur Privatisierung der 
kommunalen Wasserversorgung 
geöffnet hätte. �,5 Millionen Men-

schen unterschrieben eine Petition 
gegen die eU-konzessionsrichtli-
nie, im Sommer �0�3 lenkte der 
kommissar ein. Was hat das mit 
TTIP zu tun? 

auch dienstleistungen sind Teil der 
TTIP-Verhandlungen, die kommu-
nale Wasserversorgung wird im 
Verhandlungsmandat besonders 
hervorgehoben. der Präsident 
des deutschen Städtetags, Ulrich 
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Maly, warnt ausdrücklich vor den 
Gefahren des abkommens für die 
kommunen. Mit TTIP stehen auch 
Fragen der öffentlichen Vergabe 
auf dem Plan. Wird die USa, die in 
der eU lang erkämpften ausnah-
men im Bereich der öffentlichen 
ausschreibungen  akzeptieren, die 
zur Sicherung der daseinsvorsorge 
in öffentlicher Hand nötig sind? 

Ähnlich liegt der Fall bei der Verga-
be öffentlicher aufträge nach öko-
logischen und sozialen kriterien. 
Wir kämpfen dafür, diese auflagen 

künftig weiter auszubauen. Wir 
wollen faire kommunen mit fairer 
Beschaffung. TTIP wird das we-
sentlich erschweren.

ebenso könnten die Förderung 
der ökologischen Landwirtschaft, 
die Regelungen für das Bio-Siegel 
oder ökologische Bedingungen für 
agrarbeihilfen ins Fadenkreuz der 
Gleichbehandlung im Rahmen von 
TTIP kommen. Oder werden die 
USa all diese Standards überneh-
men? 

10. demokraTIe sTärkeN!
alle Freihandelsverträge werden 
unter großer Geheimhaltung ver-
handelt, auch wenn die neue Han-
delskommissarin Malmström Bes-
serung gelobt.

Bei diesen Verträgen handelt es 
sich um starke und nicht revidier-
bare Veränderungen unserer inter-
nen und externen Beziehungen. 
Sie verursachen wesentliche ein-
schnitte in unsere demokratischen 
Grundstrukturen. die eU muss aber 
eine politische Institution sein, mit 
der sich die Menschen identifizie-
ren. Sie darf den Menschen keine 
angst machen.

deshalb können wir es nicht zulas-
sen, dass die Idee europas durch 

undemokratische Verfahren weiter 
an Zustimmung verliert. dafür ist 
uns die europäische Idee zu wich-
tig.

In Zukunft darf es nur noch Ver-
handlungen geben, deren Hinter-
grund klar bekannt ist, die trans-
parent geführt werden und unter 
voller parlamentarischer kontrolle 
und Begleitung stattfinden. Ziel al-
ler Verhandlungen muss auch im-
mer die Stärkung demokratischer 
Strukturen sein. Nur so können 
Prozesse nicht nur legal sondern 
auch legitim sein.

es war daher auch ein schwerer 
Fehler der alten eU-kommission, 
die von Nichtregierungsorganisa-
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tionen initiierte europäische Bür-
gerinitiative „STOP TTIP“ nicht 
anzuerkennen. das Bündnis von 
über �90 Organisationen wollte 
eine europäische Bürgerinitiati-
ve entsprechend des Lissaboner 
Vertrages gegen TTIP starten. 
Mit mehr als fragwürdigen argu-

menten wurde die Bürgerinitiative 
nicht zugelassen. So schwächt man 
die europäische Idee.

dem können wir entgegenhalten, 
indem wir die selbstorgansierte eu-
ropäische Bürgerinitiative „STOP 
TTIP“ unterstützen. 

11. wIe soll‘s JeTzT 
 weITer geheN?

Immer mehr Menschen in europa 
erkennen, dass TTIP deutlich mehr 
Risiken als Chancen birgt.

auf Grund des wachsenden öf-
fentlichen drucks lässt die eU-
kommission an einigen Punkten 
langsam erkennen, dass sie sich 
neu positioniert. Zum Beispiel bei 
der Frage der Schiedsgerichte so-
wie durch die ausklammerung des 
kulturbereichs. allerdings ist auf 
beiden Gebieten noch nicht end-
gültig darüber entschieden.

der öffentliche Protest und die kri-
tik aus den Parlamenten müssen 
noch lauter werden. dabei darf es 
nicht um eine vermeintliche Ver-
besserung des Schiedsverfahrens 
gehen. Hier in deutschland und 
europa muss das Verfassungsprin-
zip des Rechtsstaates uneinge-
schränkt gelten.

Wir könnten nun sagen, wir stellen 
hohe Bedingungen für ein Freihan-
delsabkommen mit den USa und 
verhandeln einfach weiter. Nur: 
dies wäre gegenüber der Bevölke-
rung unredlich, denn wir wissen, 
dass die USa unsere Standards in 
vielen Bereichen nicht akzeptie-
ren werden. Genau so, wie wir in 
europa zu Recht nicht bereit sein 
werden, in vielen Bereichen unsere 
Standards und Schutzvorschriften 
aufzugeben.

außerdem hindert uns niemand 
daran, bessere Regelungen, die es 
in den USa zum Teil durchaus gibt, 
zu übernehmen. Zum Beispiel die 
Transparenzvorschriften für den 
Rohstoffsektor und die zum Teil 
besseren Finanzmarktkontrollen. 
ebenso können wir mit den USa 
darüber verhandeln, die Zölle wei-
ter zu senken. 
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Was wir jedoch nicht brauchen, ist 
ein umfassendes Freihandels- und 
Investitionsschutzabkommen, das 
die errungenschaften von �50 Jah-
ren arbeiterbewegung und 50 Jah-
ren Umweltbewegung über den 
Haufen werfen könnte.

der schwarz-rote koalitionsvertrag 
zielt ausdrücklich auf einen „er-
folgreichen abschluss“ von TTIP. 
Von Vizekanzler Gabriel dürfen wir 
uns nicht täuschen lassen, wenn er 
immer wieder betont, dass keine 
Schiedsgerichtsverfahren im Ver-
trag festgeschrieben werden. er ist 
in seiner argumentation sehr fle-
xibel. So vertritt er auch die Mei-
nung, dass man den Vertrag als 

solches nicht scheitern lassen kön-
ne, sollte es den deutschen nicht 
gelingen, Schiedsgerichtsverfahren 
herauszunehmen. 

Bei der kritik an TTIP spielen auch 
die Standards und der geplante 
„Regulatorische Rat“ eine ent-
scheidende Rolle.

Wir stärken Europas Errungen-
schaften und sagen gleichzeitig, 
eine starke transatlantische Part-
nerschaft ist auch ohne TTIP mög-
lich! 

Unterstützen Sie die selbstorgani-
sierte europäische Bürgerinitiative 
„STOP TTIP“: stop-ttip.org
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das wIrd uNs 
versProCheN:
• Bürokratieabbau für die Wirt-

schaft 
• die Übernahme einiger hoher 

Standards aus den USa
• Geringe Absenkung von Zöllen 
 Minimales Wirtschaftswachs-
tum, vielleicht 160.000 Jobs in 
deutschland bis �0�7.

dIe geFahreN!
• Wachstum: 

eine weitere Festigung der von 
uns kritisierten BIP-Wachstumsi-
deologie

• arbeitsplätze: 
erhöhung des industriellen kon-
zentrationsprozesses und 
damit Abbau von Arbeitsplätzen

• Zölle: 
Geringer staatlicher einnahme-
rückgang durch Absenkung von 
Zöllen

• ende des Vorsorgeprinzips: 
Gerade im Bereich der che-
mischen und biochemischen 
Produktion sind damit unvor-
hersehbare Risiken verbunden. 
Gen-Pflanzen zum Beispiel 
dürften dann so lange angebaut 
werden, bis die Schädlichkeit 
nachgewiesen ist.

• Landwirtschaft: 
Gentechnisch verändertes Ge-
treide und Gemüse auf unseren 
Äckern und ihr freier Import 
nach europa, Chlorhühnchen 

und das Fleisch geklonter Tiere 
im Supermarkt, mit Hormonen 
gedoptes Milchvieh.

• Umweltschutz: 
elektrogeräte mit schlechter 
effizienz, Fracking-Gas aus den 
USa oder Fracking direkt bei 
uns.

• arbeitnehmerrechte: 
absenkung der Arbeitnehmer-
rechte, 
zum Beispiel Schwächung der 
Vereinigungsfreiheit.

• kultur: 
ende der Filmförderung, ende 
der kleinen Buchhandlung um 
die ecke durch Abschaffung der 
Buchpreisbindung. 

• Paralleles Rechtssystem: 
Teilweises ausschalten des 
deutschen und europäischen 
Rechtssystems durch Klagen 
von Konzernen gegen Staaten 
vor internationalen Schiedsge-
richten, beispielsweise bei einer 
neuen Umweltgesetzgebung.

• Nachteile für entwicklungslän-
der: 
Globale Regeln, die von den 
großen Playern im Hinterzimmer 
ausgehandelt werden, eine faire 
Beteiligung an der entwicklung 
des Welthandelssystems würde 
damit weitgehend ausgeschlos-
sen.

• kommunen: 
Privatisierung öffentlicher 
Dienstleistungen, ende sozialer 
und ökologischer Standards bei 
der öffentlichen Beschaffung.
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